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B      ERGÄNZENDE FESTSETZUNGEN DURCH TEXT NACH § 9 BAUGB 

1. GELTUNGSBEREICH 

Der räumliche Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplans „Südlich des Moos-
grabens“ ist in der Planzeichnung festgesetzt. 

 

2. Fläche für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 

Zulässig sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB folgende Zweckbestimmungen:  

 Kinderkrippe / Kindergarten 

 

3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO) 

3.1 Zulässig sind max. 2-geschossige Gebäude (II) 

3.2 Grundflächenzahl (GRZ): max. 0,4 

3.3 Geschossflächenzahl (GFZ): max. 0,8 

 

4. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 22 BauNVO) 

4.1 Es wird die offene Bauweise festgesetzt. 

4.2 Bauvorhaben nach Art. 57 BayBO und § 14 BauNVO sind außerhalb der  
Baugrenze zulässig 

 

5. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB, § 23 BauNVO) 

5.1 Für die Abstandsflächen und Grenzabstände wird abweichend zu den Regelun-
gen der BayBO als neue Geländeoberfläche der Höhenbezugspunkt gem. Ziff. 
A.1.8 der planlichen Festsetzungen bzw. Nr. 7.1.1 der textlichen Festsetzungen 
festgesetzt. 

 

6. Flächen zur Ver- und Entsorgung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) 

6.1 Strom-, Wasser- und Fernmeldeleitungen sowie Abwasserkanäle sind bei unterir 
discher Bauweise im Bereich öffentlicher Fahrbahnen zu verlegen, jedoch stets au-
ßerhalb bepflanzter Seitenstreifen. 

6.2 Ein Mindestabstand der Leitungen zu den festgesetzten Baumstandorten von 
2,50 m ist durch den jeweiligen Spartenträger in jedem Fall einzuhalten (siehe 
Schnittdarstellung im Plan), damit die festgesetzte Bepflanzung nicht beeinträchtigt 
oder erschwert wird und dauerhaft Bestand haben kann. 
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Ist dieser aufgrund des begrenzten Straßenraumes in Teilbereichen ausnahmswei-
se nicht möglich, so sind durch die Spartenträger geeignete Schutzmaßnahmen 
(Schutzrohre etc.) vorzusehen. 

6.3 Die von den Hauptleitungen jeweils abzweigenden Hausanschlussleitungen sind 
unter Berücksichtigung der auf öffentlichem Grund festgesetzten Baumstandorte zu 
planen und zu verlegen. 

 

7. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
(§ 9 ABS. 4 BAUGB, ART. 81 BAYBO) 

7.1. Gestaltung der Hauptgebäude 

7.1.1 Wand- und Firsthöhen: Max. zulässige traufseitige Wandhöhe: 8,0 m  
Max. zulässige Firsthöhe: 9,0 m 

Für die Ermittlung der zulässigen Wand- und Firsthöhe 
wird ein Höhenbezugspunkt in Form der Angabe eines 
Normalhöhennullpunktes (NHN) von 332,50  m ü NHN 
festgesetzt. 

7.1.2 Bezugshöhe: Als Wandhöhe gilt das Maß von der Oberkante  
  des Höhenbezugspunktes bis zum Schnitt- 
  punkt der Außenwand mit der Dachhaut bzw. bis zum  
  oberen Abschluss der Wand (Attika). 

Als Firsthöhe gilt die oberste Kante einer Dachkonstrukti-
on bzw. die Schnittkante zweier aufeinandertreffenden 
Dachflächen.  

Messpunkt ist die Mitte der Geh- und Radweg zugewand-
ten Gebäudeseite. 

7.1.3 Höhenlage: Die Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses der  
  Gebäude muss eine Höhenlage von mind. 25 cm über  
  dem festgesetzten Höhenbezugspunkt aufweisen. 

7.1.4 Dachform: Zulässig sind Pult- und Flachdächer 

7.1.5 Dachneigung: Pultdach: bis 15 ° 

Flachdach: 0 - 5° 

7.1.6 Dachdeckung:  Kleinformatige Dachplatten aus Ziegel oder Beton in  
gedeckten, nicht glänzenden roten Farbtönen; verglaste 
Teilbereiche sowie Blecheindeckungen. Flachdächer sind 
zu begrünen. 

7.1.7 Solar- und  
Photovoltaikanlagen: Zulässig sind Solarkollektoren zur Warmwasserbereitung 

und Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung bei gleicher 
Neigung wie die Dachfläche.  
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Bei Flach- und Pultdächern ist eine max. Neigung der So-
larkollektoren von max. 30° Grad und max. Höhe von 60 
cm von der Dachhaut  zulässig. 
Freistehende Anlagen sind unzulässig. 

 

7.2 Gestaltung von Nebengebäuden, Stauraum- und Stellplatzflächen 

7.2.1 Bezugspunkt und Messpunkt ist der Höhenbezugspunkt gem. Nr. 7.1.1 bzw. Ziff. 
A.1.8 der planlichen Feststzungen 

7.2.2 Bei Nebengebäuden sind Flach- und Pultdächer zulässig.  

7.2.3 Flachdächer sind ausschließlich mit einer dauerhaften extensiven Dachbegrünung 
auszuführen.  

2.2.3 Stauraum- und Stellplatzflächen sind in wasserdurchlässiger Bauweise (Rasen-
Pflaster, Rasengitter-, Rasenfugensteine, Schotter, Schotterrasen, wasserdurchlässi-
ge Steine o. ä.) zu erstellen. Abflussbeiwert max. 0,6.  

 

7.3 Einfriedungen 

7.3.1. Es gelten die Regeln der BayBO. 

7.3.2. Private Zaunsockel sind aus ökologischen und gestalterischen Gründen nicht zu-
lässig, Zaunsäulenbefestigung nur mittels Einzelfundamenten. Abstand zwischen 
dem OK Gelände und der UK Zaun mind. 15 cm für Wanderfreiheit von Kleinsäu-
gern. 

 

7.4 Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern 

7.4.1 Abweichend von Art. 57 Abs. 1 Nr. 9 BayBO sind private Aufschüttungen oder Ab-
grabungen zur Gartengestaltung (Geländemodellierungen) bis max. 1,0 m über 
oder unter dem vorh. Geh- und Radweg zulässig. 

7.4.2 Zur Vermeidung von Zwangspunkten für den jeweiligen Nachbarn ist - vorbehaltlich 
einvernehmlicher anderer Regelungen zwischen angrenzenden Nachbarn - mit even-
tuellen Geländeböschungen entlang von Grundstücksgrenzen ein Mindestabstand 
von 0,5 m einzuhalten; diese Böschungen sind mit Neigungen von 1:2 oder flacher 
auszubilden. 

7.4.3 Stützmauern sind unzulässig  

7.4.4 Die Gesamthöhe von Geländeaufschüttungen oder –abgrabungen einschließlich 
eventuellen Trockenmauern darf die Höhe des angrenzenden Geh- und Radwe-
ges nur um max. 0,3 m über- oder unterschreiten.  

 

7.5 Niederschlagswasserbehandlung 

7.5.1 Niederschlagswasser der Dachflächen und der befestigten Fläche ist bei geeignetem 
Untergrund vorrangig vor Ort zu versickern. Ggf. ist das Wasser über entsprechende 
Einrichtungen zu sammeln und zu puffern. 
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7.5.2 Im Übrigen ist die Niederschlagswasserverordnung der Stadt Neutraubling zu be-
achten! 

 

8. FESTSETZUNGEN ZUR GRÜNORDNUNG (ART. 4 ABS. 2 BAYNATSCHG) 

8.1 Öffentliche Grünflächen 

8.1.1 Umsetzung, Pflanzenqualität, Mindestpflanzgrößen 

 Die öffentlichen Grünflächen sowie die Gemeinbedarfsflächen sind entsprechend den 
planlichen und textlichen Festsetzungen anzulegen, zu sichern und dauerhaft zu erhal-
ten. Sie sind spätestens in der Pflanzperiode nach Erstellung der Erschließungsflä-
chen fertig zu stellen. 

 Die Pflanzenqualität für Pflanzungen im öffentlichen Bereich muss den Gütebe-
stimmungen des Bundes deutscher Baumschulen (BdB) entsprechen. 

 Die Mindestpflanzgrößen der im Plan dargestellten Einzelbäume sind im Folgenden 
angegeben; es bedeuten: H = Hochstamm, Sol. = Solitär, 3xv = 3 x ver-
pflanzt, STU = Stammumfang in cm, o. B./m. B. = ohne / mit Wurzelballen. 

 Für öffentlichen Pflanzmaßnahmen ist ausschließlich gebietseigenes Pflanzgut mit 
Nachweis der regionalen Herkunft (Vorkommensgebiet: 6.1 – Alpenvorland) zu 
verwenden. 

 Flächen, welche nicht der Zuwegung dienen sind gärtnerisch und naturnah zu ge-
stalten. Flächen mit naturnahen Regenrückhalteeinrichtungen können hierauf ange-
rechnet werden. Eine Flächenversiegelung ist auf ein Minimum zu reduzieren, flä-
chendeckendes loses Steinmaterial sowie Schüttungen, welche keine Vegetations-
schicht besitzen, sind unzulässig. 

 Je angefangener 1.000 m² Grundstücksgröße sind zwei groß- oder mittelkronige 
Einzelbaum oder drei Obstbäume als Halb- oder Hochstamm zu pflanzen, um ein 
Mindestmaß an optisch wirksamer Durchgrünung zu erzielen. Arten gemäß Aus-
wahlliste unter Ziff. 8.1.2 bis 8.1.4. 

 Nadelgehölzhecken (Thujen, Fichten u.ä.) sind als Grundstückseinfriedungen unzu-
lässig. 

 Die gem. Planeintrag dargestellten Gehölze / Bäume (A.6.3) sind dauerhaft zu erhal-
ten. 

 Auf der Südseite ist eine 2-reihige, freiwachsende Gehölzhecke (4 m breit) auf min-
destens 2/3 der Länge der planlich gekennzeichneten Fläche als Ortsrandeingrü-
nung zu bepflanzen. Mind. 10 % Heisteranteil. Arten gemäß Auswahlliste unter Ziffer 
8.1.5. 

 Nach Art. 7 BayBO sind die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anla-
gen überbauten Flächen wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und 
zu begrünen oder zu bepflanzen 

 „Kies- oder Schottergärten“ wie auch -teilflächen sind - mit Ausnahme von bis zu ca. 
50 cm breiten Traufstreifen entlang von Gebäudefassaden - daher nicht zulässig. 
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8.1.2 Auswahlliste zu verwendender großkroniger Einzelbäume 

Acer platanoides H, 3xv, m.B., STU 16-18  - Spitz-Ahorn 
Fraxinus excelsior H, 3xv, m.B., STU 16-18  - Gem. Esche 
Quercus robur H, 3xv, m.B., STU 16-18  - Stiel-Eiche 
Tilia cordata H, 3xv, m.B., STU 16-18 - Winter-Linde 

u.a., für Stadtklima geeignete Bäume 

 

8.1.3 Auswahlliste zu verwendender klein- und mittelkroniger Einzelbäume 

Acer campestre H, 3xv, STU 14-16 - Feld-Ahorn 
Carpinus betulus Sol., 3xv, 350-400 - Hainbuche 
Cornus mas H, 3xv, STU 12-14 -  Kornelkirsche 
Prunus avium H, 3xv, STU 14-16 - Vogel-Kirsche 
Prunus avium ´Plena´ H, 3xv, STU 14-16 - Kleinkr. Kirsche 
Pyrus calleryana ´Chanticleer´ H, 3xv, STU 14-16 - Stadtbirne 
Sorbus aucuparia H, 3xv, STU 14-16 - Eberesche 
Im Straßenraum z.B. auch 
Sorbus aria ´Magnifica´ H, 3xv, STU 14-16 - Großlaubige  
                                                                                                             Mehlbeere 
Pyrus calleryana ´Chanticleer´  H, 3xv, STU 14-16   -   Stadtbirne 

u.a., für Stadtklima geeignete Bäume 

 

8.1.4 Auswahlliste zu verwendender Obstbäume im Hausgarten 

H, 3xv, STU 14-16 gemäß der Liste „Empfehlenswerte Obstsorten für den Landkreis Re-
genburg“ (Stand Juni 2017): 

Sommeräpfel: Retina, Gerlinde  

Herbstäpfel: Rebella, Resi, Florina, Santana  

Winter- bzw. Lageräpfel: Topaz, „Red Topas“, Rewena 

Birnen: Frühe von Trévoux, Clapps Liebling, Harrow Sweet, Gellerts Butterbirne, Köstli-
che von Charneu, Conférence, Condo, Concorde, Verinsdechant, Alexander Lucas, Grä-
fin von Paris, Madame Verté 

Süßkirschen: Burlat, Sunburst, Sylvia, Kordia, Regina, Johanna, Merchant, Celeste, La-
pins, Sweetheart 

Sauerkirschen: Kareol, Morina, Safir 

Zwetschgen, Pflaumen: Katinka, Tegera, Topfive, Hanita, Hauszwetschge, ‚Schüfer‘, 
‚Meschenmoser‘, ‚Etscheid’, Elena, Jojo, Toptaste, Presenta 

Mirabellen: Mirabelle von Nancy, Bellamira 

Renekloden: Große Grüne Reneklode, Graf Althans 

Pfirsich: Benedicte, Revita 

Aprikose: Hargrand, Goldrich, Kuresia 
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8.1.5 Auswahlliste für Gehölzgruppen aus Heistern und Sträuchern 

Pflanzabstand: 1,50 x 1 m, Pflanzreihen diagonal versetzt, Pflanzung der Sträucher in 
Gruppen von 3-5 (7) Stück einer Art, Heister einzeln eingestreut. 

Heister:  Mindestpflanzgröße 2xv, o.B./m.B., 150-200 cm; ca. 5 % Flächenanteil 

Acer campestre 

Betula pendula 

Carpinus betulus 

Fraxinus excelsior 

Malus sylvestris 

- Feld-Ahorn 

- Weiß-Birke 

- Hainbuche 

- Gemeine Esche 

- Wild-Apfel 

Prunus avium 

Pyrus communis 

Quercus robur 

Sorbus aucuparia 

Tilia cordata 

- Vogel-Kirsche 

- Wild-Birne 

- Stiel-Eiche 

- Eberesche 

- Winter-Linde 

 

Sträucher: verpflanzte Sträucher, Mindestpflanzgröße 60-100, mind. 3 Triebe,  
ca. 95 % Flächenanteil 

Cornus sanguinea 

Corylus avellana 

Euonymus europaeus* 

Ligustrum vulgare* 

Lonicera xylosteum* 
 

Prunus spinosa 

- Hartriegel 

- Haselnuss 

- Pfaffenhütchen 

- Liguster 

- Gem. Hecken- 
  kirsche 

- Schlehe 

Rhamnus frangula 

Rosa canina 

Salix-Arten 
 

Sambucus nigra 

Viburnum lantana* 

Viburnum opulus* 

- Faulbaum 

- Hundsrose 

- Diverse Weiden- 
   arten 

- Gem. Holunder 

- Wollig. Schneeball 

- Wasser-Schneeball 

u.a. geeignete Blütensträucher 

* nicht an Kinderspielplätzen; hier sind keine Pflanzen zu verwenden, von denen Teile 
beim menschlichen Verzehr Vergiftungserscheinungen hervorrufen können; insbeson-
dere ist die Liste giftiger Pflanzenarten des Bundesministeriums für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit vom 07. April 2000 zu berücksichtigen. 

Giftpflanzen nach Liste GUV-SI 8018, November 2006 sind nicht zulässig. 

 

8.1.6 Wiesenflächen 

Die Neuansaaten sind mit standortgerechtem Saatgut mit hohem Kräuter- und Stauden-
anteil vorzunehmen. Entwicklung zu extensiven Wiesenflächen ohne jegliche Dünge-
maßnahmen. 

 

8.1.7 Pflanzenbehandlungsmittel 

Der Einsatz von Herbiziden, Pestiziden und mineralischen Düngemitteln auf öffentlichen 
Flächen ist unzulässig (s. a. Ziff. C.4). 
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8.1.8 Pflege 

Sämtliche öffentliche Pflanzungen sind mit Rinde zu mulchen, fachgerecht zu pflegen und 
dauerhaft zu erhalten.  

Eingegangene Gehölze sind in der jeweils nächsten Pflanzperiode durch Gehölze gleicher 
Art und Größe zu ersetzen. 

Die Wiesenflächen sind max. 4-5 x pro Jahr bei Entfernung des Mähgutes zu mähen. 

 

8.2 Öffentliche Ausgleichsmaßnahmen 

Entfallen aufgrund der Aufstellung des vorliegenden Bebauungs- mit Grünordnungsplans 
gemäß § 13 a BauGB 
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C HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN 

C.1 Denkmalschutz 

Bodendenkmäler 

Gemäß Bayerischem Denkmal-Atlas befinden sich keine bekannte Bodendenkmäler im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes und auch angrenzend auf den landwirtschaftlichen 
Flächen.  

Berücksichtigung: 

Vom Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege wird darauf hingewiesen, dass eventuell 
zu Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für 
Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG 
sowie den Bestimmungen des Art. 9 BayDSchG in der Fassung vom 23.06.2023 unterlie-
gen.  
 
Art. 8 (1) BayDSchG:  
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmal-
schutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige ver-
pflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unter-
nehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines 
der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund 
geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den 
Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 
 
Art. 8 (2) BayDSchG:   
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche 
nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde 
die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
 
Treten bei o. g. Maßnahme Bodendenkmäler auf, sind diese unverzüglich gem. o. g. Art. 8 
BayDSchG der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem BLfD zu melden.   
Bewegliche Bodendenkmäler (Funde) sind unverzüglich dem BLfD zu übergeben (Art. 9 
Abs. 1 Satz 2 BayDSchG). 

Baudenkmäler 

Gemäß Bayerischem Denkmal-Atlas befinden sich im Geltungsbereich und in der näheren 
Umgebung keine bekannten Baudenkmäler.  

Berücksichtigung: 

Die Erlaubnis der Unteren Denkmalschutzbehörde ist einzuholen, wenn in der Nähe von 
Baudenkmälern Anlagen errichtet, verändert oder beseitigt werden, wenn sich dies auf 
Bestand oder Erscheinungsbild eines der Baudenkmäler auswirken kann (vgl. Art. 6 Abs. 
1 Satz 2 DSchG).  

 

C.2 Dach- und Wandbegrünung 

Nebengebäude mit Flachdächern sind zwingend zu begrünen.  
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Fassadenbegrünungen mit Selbstklimmern oder Spalierpflanzen auch an Garagen und 
Nebengebäuden sollten aus ökologischen und gestalterischen Gründen, wo immer mög-
lich - ggf. auch nur teil- oder abschnittsweise auf fensterlosen Flächen - vorgesehen wer-
den. 

 

C.3 Pufferung und Nutzung von Regenwasser 

Es wird empfohlen, eine Regenwasserrückhalteeinrichtung (Pufferzisterne) mit einem 
Rückhaltevolumen von mind. 4 m³ einzubauen.  

Dem Bauwerber bleibt es freigestellt, einen zusätzlichen Speicher für die Eigennutzung 
einzubauen, um das Regenwasser z.B. für die Gartenbewässerung, Toilettenspülung etc. 
zu verwenden. 

Den Bauwerbern wird empfohlen, einen Speicheranteil von ca. 5 m³ zur individuellen Re-
genwassernutzung (z.B. Gartenbewässerung, Toilettenspülung) zu verwenden. 

Auf die Toxizität von Kupferdachrinnen (Verwendung von Titanzink!) sowie auf die nicht 
zulässige direkte Verbindung zwischen Trink- und Regenwassernetz wird in diesem Zu-
sammenhang ausdrücklich hingewiesen. 

Die Verwendung von Regenwasser für die Toilettenspülung ist i.d.R. nur bei einer ent-
sprechenden Teilbefreiung vom Benutzungszwang durch den Wasserzweckverband mög-
lich. Die Erstellung der Regenwassernutzungsanlage ist vorher der Stadt bzw. dem 
Zweckverband mitzuteilen. 

 

C.4 Verzicht auf Pflanzenbehandlungsmittel und Streusalz auf privaten Flächen 

Der Einsatz von Herbiziden, Pestiziden, mineralischen Düngemitteln, ätzenden Streustof-
fen und Streusalz soll zum Schutz von Boden und Grundwasser, der angrenzenden Vege-
tation und der Pfoten von Haustieren, insbesondere von Hunden und Katzen, auch auf 
privaten Garten- und Verkehrsflächen unterbleiben (auf öffentlichen Flächen ohnehin un-
zulässig). 

 

C.5 Grenzabstände zu landwirtschaftlichen Grundstücken 

Art. 47 AGBGB  

(1) Der Eigentümer eines Grundstückes kann verlangen, dass auf einem Nachbargrund-
stück nicht Bäume, Sträucher oder Hecken… in einer geringeren Entfernung als 0,50 m 
oder, falls sie über 2 m hoch sind, in einer geringeren Entfernung als 2 m von der Grenze 
seines Grundstückes gehalten werden. 

Art. 48 AGBGB 

(1) Gegenüber einem landwirtschaftlich genutztem Grundstück, dessen wirtschaftliche 
Bestimmung durch Schmälerung des Sonnenlichts erheblich beeinträchtigt werden würde, 
ist mit Bäumen von mehr als 2 m Höhe ein Abstand von 4 m einzuhalten. 

(2) Die Einhaltung des in Absatz 1 bestimmten Abstandes kann nur verlangt werden, 
wenn das Grundstück die bezeichnete wirtschaftliche Bestimmung schon zu der Zeit ge-
habt hat, zu der die Bäume die Höhe von 2 m überschritten haben. 
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Art. 50 AGBGB 

(1) …Die Grenzabstände gelten nicht für Bepflanzungen, …die längs einer öffentlichen 
Straße oder auf einem Platz gehalten werden...  

 

C.6 Landwirtschaftliche Immissionen und Belange 

Die an das Baugebiet angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen werden weiterhin land-
wirtschaftlich genutzt. Die Bauwerber werden darauf hingewiesen, dass zeitweise trotz 
ordnungsgemäßer Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen Flächen und Betrieben Ge-
ruchs-, Staub- und Lärmemissionen sowie Erschütterungen ausgehen können, die zu dul-
den sind. 

Diese Beeinträchtigungen müssen auch nach Feierabend, an Sonn- und Feiertagen oder 
während der Nachtzeit hingenommen werden. 

Die Erschließung der landwirtschaftlichen Nutzflächen muss gesichert bleiben. Geplante 
Bepflanzungen entlang von Feldwegen müssen so gestaltet werden, dass diese auch wei-
terhin mit landwirtschaftlichen Großmaschinen ungehindert befahren werden können. 

Es muss sichergestellt sein, dass die umliegenden landwirtschaftlichen Betriebe in ihrem 
Bestand und in ihrer weiteren betrieblichen Entwicklung durch die Ausweisung von Bau-
flächen nicht behindert werden. 

Auf das Schwengelrecht wird hingewiesen. 

 

C.7 Elektrische Erschließung 

Die Anschlüsse der einzelnen Gebäude erfolgen mit Erdkabel, für die Hausanschlüsse soll-
ten von den Bauwilligen entsprechende Kabeleinführungen vorgesehen werden. 

Auf die zwingende Berücksichtigung der im öffentlichen Straßenraum festgelegten Baum-
standorte - hiervon mind. 2,5 m seitlicher Abstand mit den Hauszuleitungen - wird noch-
mals hingewiesen (siehe „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Ent-
sorgungsanlagen“, herausgegeben von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen). 

Sollten die erforderlichen Abstände im Einzelfall nicht eingehalten werden können, sind 
bauseits geeignete Schutzmaßnahmen (Schutzrohre etc.) vorzusehen. 

Bei allen mit Erdarbeiten verbundenen Vorhaben innerhalb des Baugebietes ist das zu-
ständige Energieversorgungsunternehmen zu verständigen. Um Unfälle und Kabelschä-
den zu vermeiden, müssen die Kabeltrassen örtlich genau bestimmt und die erforderlichen 
Sicherheitsvorkehrungen festgelegt werden. 

Ebenso wird auf die Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaft der Feinme-
chanik und Elektrotechnik für elektrische Anlagen und Betriebsmittel (VBG 4) und die da-
rin aufgeführten VDE-Bestimmungen hingewiesen. 

Im Hinblick auf die aus ökologischer Sicht wünschenswerte Förderung der allgemeinen 
Elektromobilität wird angeregt bei Grundstücksverträgen mit Bauwilligen zu berücksichti-
gen, dass Elektroanschlüsse im Bereich der Parkflächen zumindest vorgesehen werden. 
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C.8 Ökologisches Bauen 

Im Interesse einer ökologisch verantwortungsvollen Bauplanung und –ausführung sollte 
auf solche Baumaterialien weitgehend verzichtet werden, 

 die bekanntermaßen oder potentiell gesundheitsschädlich sind (z.B. PVC) 

 die nicht in energie-, ressourcen- oder umweltschonenden Herstellungsverfahren ge-
fertigt werden können (z.B. Tropenholz) 

 bei deren Entsorgung schlecht oder gar nicht wieder verwendbare Abfallprodukte an-
fallen (z.B. Verbundwerkstoffe). 

 

C.9 Alternative Energieversorgung 

Für die Energieversorgung des Baugebietes sollten zumindest energieeffiziente Brenn-
wertheizungen auf der Grundlage forstlicher Biomasse oder Holzpelletssysteme zum Ein-
satz kommen; der Einbau von thermischen Solarkollektoren zur Heizungsunterstützung 
und Photovoltaikanlagen zur Eigenbedarfsdeckung bzw. -Speicherung oder der Einsatz 
von strombetriebenen Wärmepumpen anstelle fossiler Energieträger sollte erfolgen. 

Eine Bezuschussung durch diverse laufende Förderprogramme von Bund und Land ist 
ggf. möglich. 

Neubauten sollten den Standards für Energiegewinn-, Aktiv-, Nullenergie-, Passiv-, Nied-
rigenergie- oder zumindest der KfW-Effizienzhäuser entsprechen. 

Geothermischer Anlagen müssen genehmigt werden. 

 

C.10 Unterbau von Straßen und Wegen 

Soweit in ausreichender Menge am Markt erhältlich und wirtschaftlich zumutbar, sollte 
beim Unterbau von Straßen, Zufahrten oder Wegen zur Schonung natürlicher Ressourcen 
wie Kies und Schotter aufbereitetes und gereinigtes Bauschutt-Granulat verwendet wer-
den. 

Es darf ausschließlich von einer anerkannten RAP-Stra-Prüfstelle güteüberwachter Re-
cycling-Bauschutt eingesetzt werden, der die Anforderungen des Bayerischen Leitfadens 
„Anforderungen an die Verwertung von Recycling-Baustoffen in technischen Bauwerken“ 
(Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz vom 09.12.2005) erfüllt und der die Zuordnungswerte RW-1 dieses Leitfa-
dens einhält. 

 

C. 11 Belange des Bodenschutzes 

Auf die ordnungsgemäße Verwertung des im Zuge der Baumaßnahmen anfallenden und 
vor Ort nicht wieder zu verwendenden Bodenaushubs ist zu achten. Bei Auf- und Einbrin-
gen von Materialien in eine durchwurzelbare Bodenschicht sind die materiell-rechtlichen 
Vorgaben des Bodenschutzrechts gem. BBodSchV, einzuhalten. Insbesondere ist nur Bo-
denmaterial zur Verwertung geeignet, das die Vorsorgewerte der BBodSchV (bei Verwer-
tung auf landwirtschaftlich genutzten Flächen 70 % davon) nicht überschreitet. Des Weite-
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ren muss die Kombinationseignung von zu verwertendem Bodenmaterial mit dem Boden 
der Verwertungsfläche nach DIN 19731 gegeben sein. 

Ferner ist in diesem Zusammenhang eine nachhaltige Sicherung der Bodenfunktion zu 
gewährleisten. Diese Voraussetzung ist beispielsweise bei einer Aufbringung auf landwirt-
schaftlich genutzten Böden mit einer Bodenkennzahl > 60 oder sonstigen schützenswer-
ten Fläche i.d.R. nicht gegeben. 

Sollten im Zuge von Baumaßnahmen Abfälle oder Altlastenverdachtsflächen zu Tage tre-
ten, ist das Sachgebiet Umwelt- und Naturschutz am Landratsamt unverzüglich zu infor-
mieren. 

Zum Schutz des Mutterbodens und für alle anfallenden Erdarbeiten werden die Normen 
DIN 18915 Kap. 7.4 und DIN 19731, welche Anleitung zum sachgemäßen Umgang und 
zur rechtskonformen Verwertung des Bodenmaterials geben, empfohlen. Es wird angera-
ten, die Verwertungswege des anfallenden Bodenmaterials vor Beginn der Baumaßnah-
men zu klären.  

Hilfestellungen zum umweltgerechten Umgang mit Boden sind im Leitfaden zur Boden-
kundlichen Baubegleitung des Bundesverbandes Boden zu finden.  

Bei Bautätigkeit sind Oberboden und Unterboden getrennt zu lagern. Folgende Maße sind 
für Oberboden-Mieten zur ausreichenden Sauerstoffversorgung einzuhalten: 

 Höhe: max. 2,00 m Länge: unbegrenzt 

 Breite: max. 5,00 m Querschnitt: trapezförmig 

 Abb.: Schemaschnitt Oberbodenmieten M 1:200 

Der belebte Oberboden und ggf. kulturfähige Unterböden sind zu schonen, getrennt abzu-
tragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen und wieder sei-
ner/ihrer Nutzung zuzuführen. Es sind max. Haufwerkshöhen von 2 m für Oberboden und 
maximal 3 m für Unterboden und Untergrund einzuhalten. Die Bodenmieten dürfen nicht 
befahren werden. 

Die Oberbodenmieten sind gem. DIN 18917 Abs. 3.3 mit einer Zwischenbegrünung aus 
tiefwurzelnden (aber nicht winterharten) Lupinen, Ölrettich, Senf oder Raps bzw. frosthar-
tem Inkarnatklee oder Winterraps anzusäen. Bei sämtlichen Oberbodenarbeiten ist die 
jeweils gültige Fassung der DIN 18915 - Bodenarbeiten für vegetationstechnische Zwecke 
- zu beachten. Die Mieten dürfen nicht mit Maschinen befahren werden. 

Das Befahren von Boden ist bei ungünstigen Boden-, Witterungsverhältnissen und Was-
sergehalten zu vermeiden. Ansonsten sind Schutzmaßnahmen entsprechend DIN 18915 
zu treffen. 

Mutterboden (Oberboden) ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und 
vor Vergeudung und Vernichtung zu schützen. Überschüssiger Mutterboden ist möglichst 
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hochwertig nach den Vorgaben des § 12 BBodSchV [ab 01.08.2023: §§ 6 ff. BBodSchV n. 
F.] zu verwerten. 

Für notwendige Verfüllungsmaßnahmen und Geländemodellierungen soll vorrangig der 
örtlich anfallende Abraum verwendet werden. Ansonsten ist ausschließlich unbelastetes 
Bodenmaterial oder Baggergut zu verwenden, welches die Vorsorgewerte der Anlage 1 
Tabelle 1 und 2 der BBodSchV einhält oder als BM-0 oder BG-0 im Rahmen der Ersatz-
baustoffverordnung klassifiziert wurde.  

Bei dem Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen (insbesondere aufbereiteter Bau-
schutt und Erdaushub) in ein technisches Bauwerk sind die Regelungen der Ersatzbau-
stoffverordnung und dessen zulässige Einbauweisen nach Anlage 2 oder 3 einzuhalten. 
Als Technisches Bauwerk im Sinne der Ersatzbaustoffverordnung ist jede mit dem Boden 
verbundene Anlage oder Einrichtung, die nach einer Einbauweise der Anlage 2 oder 3 
errichtet wird, zu verstehen (z.B. Arbeitsraumhinterfüllungen, Baustraßen, Lärmschutzwäl-
le, Parkplatzunterbau, mechanische Bodenverbesserung). 

Im Baugebiet ist das Vorhandensein von restlichen Kampfmitteln aus dem 2. Weltkrieg 
nicht auszuschließen. Vor Baubeginn ist ein Nachweis der Kampfmittelfreiheit verpflich-
tend vorzulegen. 

 

C. 12 Wasserwirtschaftliche Informationen und Empfehlungen 

Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt 
werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüg-
lich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) zu benachrichtigen 
(Mitteilungspflichten gem. Art. 1 und 12 Abs. 2 BayBodSchG). 

Hinsichtlich etwaig vorh. Altlasten und deren weitergehende Kennzeichnungspflicht ge-
mäß BauGB sowie der boden- und altlastenbezogenen Pflichten wird ein Abgleich mit 
dem Altlastenkataster des Landkreises empfohlen. 

Bei Geländeanschnitten muss mit Hang- und Schichtwasseraustritten sowie mit wild ab-
fließendem Oberflächenwasser aufgrund des darüber liegenden oberirdischen Einzugs-
gebietes gerechnet werden.  

Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf gem. § 37 WHG nicht nachteilig für 
anliegende Grundstücke verändert werden. Ein Eingriff in das Grundwasser stellt grund-
sätzlich einen Benutzungstatbestand nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 bzw. Abs. 2 Nr. 1 oder ggf. § 9 
Abs. 2 Nr. 2 WHG dar. Benutzungen sind in einem wasserrechtlichen Verfahren zu be-
handeln.  

Wird eine Gesamtdachfläche von 50 m² mit Zink-, Blei- oder Kupferdeckung überschritten, 
sind ggf. zusätzliche Reinigungsmaßnahmen erforderlich. Bei beschichteten Metalldä-
chern ist mindestens die Korrosivitätskategorie C 3 (Schutzdauer: „lang“) nach DIN EN 
ISO 12944-5 einzuhalten. Eine entsprechende Bestätigung unter Angabe des vorgesehe-
nen Materials ist im Bedarfsfall vorzulegen. 

Zur Vermeidung von Abflussverschärfungen und zur Stärkung des Grundwasserhaushal-
tes ist der zunehmenden Bodenversiegelung entgegenzuwirken und die Versickerungsfä-
higkeit der Flächen zu erhalten. Anfallendes Niederschlagswasser von Dach- und unver-
schmutzten Hofflächen sollte möglichst auf den Grundstücken über Mulden oder Rasen-
flächen breitflächig versickert werden. Bei Planung oder Bau von Anlagen zur Nieder-
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schlagswasserbeseitigung ist ggf. das ATV-DVWK-Merkblatt M 153 „Handlungsempfeh-
lungen zum Umgang mit Regenwasser“ zu beachten. Für die Gartenbewässerung und 
Nutzung als Brauchwasser wird eine Speicherung von Regenwasser mittels Zisternen 
vorgeschlagen. 

Für die Einleitung des Niederschlagswassers und eine ggf. vorher erforderliche Pufferung 
sind die Bestimmungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung - NWFreiV - vom 
01.01.2000, geändert zum 01.10.2008, und der Technischen Regeln zum schadlosen Ein-
leiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) vom 
17.12.2008 oder in Oberflächengewässer (TRENOG) vom 17.12.2008 zu beachten. Ggfs. 
ist ein wasserrechtliches Verfahren erforderlich. 

Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der öffentlichen Kanalisation in tiefliegende 
Räume sind geeignete Schutzvorkehrungen vom Bauherren vorzusehen, z.B. Hebeanla-
gen oder Rückschlagklappen“ 

Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans Überflutungen 
auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die 
das Eindringen von oberflächlich abfließendem Wasser in Erd- und Kellergeschosse dau-
erhaft verhindert. Eine Sockelhöhe von mind. 25 cm über der Fahrbahnoberkante / über 
Gelände wird empfohlen. Kellerfenster sowie Kellereingangstüren sollten wasserdicht 
und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor Lichtschächten, ausgeführt werden.  

Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen. 

Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhältnisse obliegt grundsätz-
lich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes Grund- 
oder Hang- und Schichtenwasser sichern muss. 

Zur Beschreibung der Grundwasser- / Untergrundsituation sind in der Regel Bohrungen / 
Erdaufschlüsse erforderlich. Für Bohrungen, ist mindestens eine Bohranzeige bei der 
Kreisverwaltungsbehörde erforderlich. 

Sind im Rahmen von Bauvorhaben Maßnahmen geplant, die in das Grundwasser eingrei-
fen (z.B. Grundwasserabsenkungen durch Bauwasserhaltung, Herstellen von Gründungs-
pfählen oder Bodenankern mittels Injektionen), so ist rechtzeitig vor deren Durchführung 
mit der Kreisverwaltungsbehörde bezüglich der Erforderlichkeit einer wasserrechtlichen 
Erlaubnis Kontakt aufzunehmen. 

Die geplante Bebauung liegt in einem Gebiet mit bekannten hohen Grundwasserständen. 
Durch bauliche Maßnahmen, wie eine wasserdichte und auftriebssichere Bauweise des 
Kellers oder eine angepasste Nutzung, können Schäden vermieden werden. Grundstück-
sentwässerungsanlagen (dazu zählen auch Kleinkläranlagen) sind wasserdicht und auf-
triebssicher zu errichten. Entsprechende Vorkehrungen obliegen dem Bauherrn. 

 

C. 13 Verlegung neuer Telekommunikationslinien 

Geeignete und ausreichende Trassen zur Unterbringung neuer Telekommunikationslinien 
(und auch für alle anderen Ver- und Entsorgungsleitungen) stehen unter den Fahrbahnen, 
ggf. unter vorh. Gehwegen sowie unter nicht zur Bepflanzung vorgesehenen(!), öffentli-
chen Seitenstreifen zur Verfügung. 
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Festgesetzte Standorte für Baumpflanzungen sind in jedem Fall zu beachten, im Einzelfall 
sind hierfür durch den jeweiligen Spartenträger(!) vorab entsprechende Schutzmaßnah-
men (z. B. Leitungsverlegung in Schutzrohren) zu treffen, damit die Baumpflanzungen als 
Abschluss der Erschließungsmaßnahmen auch durchgeführt werden können. 

 

C. 14 Hinweise zum abwehrenden Brandschutz  

Feuerwehrzufahrt: 

Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahrbahnbrei-
te, Kurvenkrümmungsradien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und unbe-
hindert befahren werden können. Die Tragfähigkeit muss dazu für Fahrzeuge bis 16 t 
(Achslast 10 t) ausgelegt sein. Hierzu wird auch auf die Richtlinie über Flächen für die Feu-
erwehr, Stand Feb. 2007, AllMBl 2008 S. 806 hingewiesen. Es muss insbesondere gewähr-
leistet sein, dass Gebäude ganz oder mit Teilen in einem Abstand von höchstens 50 m von 
den öffentlichen Verkehrsflächen erreichbar sind. 

Löschwasserversorgung: 

Die öffentliche Wasserleitung ist mindestens so auszulegen, dass bei gleichzeitiger Benut-
zung von zwei nächstgelegenen Hydranten – Unterflurhydranten nach DIN 3221 Teil 1 und 
Überflurhydranten nach DIN 3222 Teil 1 im Verhältnis 2:1 – ein Förderstrom von je 800 
l/min über zwei Stunden bei einem Fließdruck von 1,5 bar erreicht wird. Die Hydrantenlei-
tungen sind möglichst als Ringleitung auszubauen. Der Hydrantenabstand untereinander 
soll nicht mehr als 100 m betragen. Sie müssen außerhalb des Trümmerschattens am 
Fahrbahnrand eingebaut werden.  

Wo die geforderte Leistung nicht erreicht werden kann und im Umkreis von 300 m keine 
ausreichende unabhängige Löschwasserversorgung zur Verfügung steht, sind Löschwas-
serbehälter (Zisterne) mit mindestens 96 cbm Wasserinhalt nach DIN 14230 zu erstellen.  

Der Nachweis der ausreichenden Löschwasserversorgung ist in Abstimmung mit dem ört-
lich zuständigen Wasserversorgungsunternehmen zu führen und dem Landratsamt Re-
gensburg in schriftlicher Form vorzulegen.  

Bei einer Erweiterung des Baugebietes ist die Löschwasserversorgung erneut zu überprü-
fen. 

Die Ausrüstung und Ausbildung der Örtlichen Feuerwehr ist dem Schutzbereich angepasst. 

Abstände zwischen Bauten und Starkstromleitungen 

Die Abstände zwischen Bauten und Starkstromleitungen müssen den Vorschriften des Ver-
bandes Deutscher Elektrotechniker entsprechen. VDE 0132 ist zu beachten. Demnach ist 
beim Einsatz von Stahlrohren zwischen Stahlrohr und unter Spannung stehenden Anlagen-
teilen bei Niederspannungsleitungen ein Abstand von 5 m und bei Hochspannungsleitungen 
ein Abstand von 10 m zu gewährleisten. Die Situierung von Gebäuden unter Stromleitungen 
kann daher aus Gründen der Brandbekämpfung ausgeschlossen sein. 

 

C. 15 Hinweise zu Fahrradstellplätzen 

Es sollten Fahrradstellplätze gemäß den Empfehlungen für Anlagen des ruhenden Verkehrs 
(EAR 05) angelegt werden. 


